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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Gründung der BDP im Frühsommer stellte eine Reaktion von dissidenten SVP-
Mitgliedern, namentlich aus den Kantonen Bern und Graubünden, auf den Ausschluss
der mit Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf solidarischen bündnerischen SVP aus
der nationalen Partei dar. Zuvor hatte die SVP Widmer-Schlumpf, die 2007 Christoph
Blocher aus der Landesregierung verdrängt hatte, ultimativ, aber vergeblich
aufgefordert, entweder aus dem Bundesrat oder aus der SVP auszutreten. Als Protest
dagegen folgten am 11. April rund 10'000 Personen einem Aufruf diverser
Frauenorganisationen und manifestierten an einer Kundgebung auf dem Bundesplatz in
Bern ihre Unterstützung für Bundesrätin Widmer-Schlumpf. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.04.2008
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu einer Ersatzwahl für den Bundesrat. Der Vorsteher des VBS,
Samuel Schmid, erklärte am 12. November seinen Rücktritt auf den 31. Dezember nach
acht Jahren Regierungstätigkeit. Er gab für diesen Entscheid „persönliche,
gesundheitliche, aber auch politische Gründe“ an. Seine Amtsmüdigkeit stand in
direktem Zusammenhang mit der Kritik an seiner Departementsführung, die sich im
Berichtsjahr wesentlich verstärkt hatte. Anlässe zu diesen Vorwürfen boten
verschiedene Vorkommnisse in der Armee, namentlich Unfälle mit tödlichem Ausgang,
und die Umstände der im Vorjahr erfolgten Wahl des Armeechefs Roland Nef.
Besonders intensiv wurde Schmid von seiner früheren Partei, der SVP, während des
ganzen Jahres aufs Korn genommen. Diese Angriffe hatte es im Zusammenhang mit der
von der SVP grundsätzlich bekämpften Armeereform schon immer gegeben, sie hatten
sich aber nach der gescheiterten Wiederwahl ihres Bundesrats Christoph Blocher im
Dezember 2007 intensiviert. Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) hatte Schmid gleich zu
Jahresbeginn angedroht, dass er weg müsse, wenn es ihm nicht rasch gelinge, „die
Armee zu stärken“. Sekundiert wurden diese Angriffe und Nadelstiche von der
armeekritischen Linken, welche gemeinsam mit der SVP einmal mehr das
Rüstungsprogramm im Nationalrat zu Fall brachte, und von der vor allem an den
personellen Aspekten der Politik interessierten Sonntagspresse. Die Attacken waren im
Sommer nach dem Übertritt Schmids in die von der SVP abgespaltene Bürgerlich-
Demokratische Partei (BDP) noch heftiger geworden. Im Zusammenhang mit der Affäre
Nef häuften sich im Juli in einigen Medien die Aufforderungen an Schmid, von seinem
Amt zurückzutreten; diese Forderung wurde auch von der GP und der SVP übernommen
und von ihnen in der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats erfolglos
beantragt. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.11.2008
HANS HIRTER

Dass der Nachfolger Schmids nicht aus der mit Eveline Widmer-Schlumpf bereits in der
Regierung vertretenen kleinen BDP kommen würde, war klar. An sich sprach für die
Vertreter von SP, FDP und CVP nichts dagegen, die SVP als stärkste Partei wieder in den
Bundesrat aufzunehmen. Noch bevor Schmid seinen Rücktritt bekannt gab, machte sich
allerdings der SVP-Präsident Brunner (SG) bereits für eine Kandidatur von alt Bundesrat
Christoph Blocher stark. Nur dieser sei fähig, das VBS wieder in „Ordnung“ zu bringen.
Der Plan der SVP-Parteileitung, Blocher als einzigen Kandidaten zu nominieren, stiess
aber in der dafür zuständigen SVP-Fraktion auf Widerstand. Diese sprach sich zwar für
eine Rückkehr in die Regierung aus, lehnte es aber knapp ab, sich auf Blocher als
einzigen Kandidaten festzulegen. Die Medien waren sich einig, dass Blocher im
Parlament keine echten Wahlchancen hatte und bezeichneten die SVP-Nationalräte
Amstutz (BE), Baader (BL), Maurer (ZH) und Zuppiger (ZH) als aussichtsreichste
Kandidaten. Obwohl FDP, CVP und SP mehrfach erklärt hatten, dass ihre Parlamentarier
Blocher nicht wählen würden, nominierte ihn der Vorstand der SVP des Kantons Zürich
mit 47 zu 1 Stimme zuhanden der Fraktion als Kandidat. Die Delegiertenversammlung
der Zürcher SVP bestätigte diesen Beschluss mit einem weniger deutlichen
Stimmenverhältnis (264 zu 45). Weitere von ihren Kantonalparteien an die Fraktion
gemeldete Kandidaten waren die Nationalräte Amstutz und Aebi (beide BE), Schwander
(SZ), Hurter (SH) und Baader (BL), Ständerat Germann (SH) und Regierungsrat Mermoud
(VD); zudem nominierten die SVP-Frauen die Zürcher Regierungsrätin Fuhrer und die
SVP-Bezirkspartei Hinwil (ZH) Nationalrat Zuppiger (ZH). Der Bauernverbandspräsident

ANDERES
DATUM: 08.12.2008
HANS HIRTER
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und Nationalrat Hansjörg Walter (TG), der dem gemässigten Flügel der SVP angehört,
war ebenfalls im Gespräch gewesen, wurde aber von seiner Kantonalpartei nicht als
Kandidat ins Rennen geschickt.

Der Fraktionsvorstand der SVP empfahl ein Zweierticket mit Blocher, ohne einen
zweiten Namen zu nennen. Die Fraktion selbst hielt sich an diesen Vorschlag und stellte
neben Blocher den Zürcher Nationalrat Ueli Maurer auf, der bis Ende Februar
Parteipräsident gewesen war. Im Vorfeld der Wahlen zeigte sich, dass nicht nur die
Linke, sondern auch wichtige Exponenten der CVP und zudem einige Freisinnige sich
ebenso wenig für Maurer erwärmen konnten wie für Blocher. SVP-Präsident Brunner
rief ihnen – und auch den eigenen Parteiangehörigen – kurz vor der Wahl noch einmal
in Erinnerung, dass gemäss den neuen SVP-Statuten jeder automatisch aus der Partei
ausgeschlossen würde, der als nicht offizieller Kandidat die Wahl zum Bundesrat
annehmen würde. 3

Bereits bei den Wahlen 2011 hatten sich die Bundesrätinnen und Bundesräte eine
gewisse Zurückhaltung auferlegt, was die Werbung für ihre Parteien bei
Wahlveranstaltungen anbelangt. In einem ab 1. Januar 2015 gültigen Aide-mémoire
wurde der Verhaltenskodex verschriftlicht. Festgehalten wurde dort auch, dass die
Mitarbeit in Parteiausschüssen zwar nicht verboten sei, diese aber im Sinne des
Bundesrates opportun sein müsse. Auch Reden an kantonalen Parteiveranstaltungen
vor kantonalen Wahlen seien auf eidgenössische Vorlagen zu beschränken. Dies gilt
allerdings nicht bei nationalen Parteiveranstaltungen. Allerdings wird auch dort eine
"gebührende Zurückhaltung" erwartet. Diese Forderungen waren im Vorfeld der
nationalen Wahlen 2015 vor allem für die BDP ein Problem, da die junge Partei vor allem
über ihre amtierende Magistratin, Eveline Widmer-Schlumpf wahrgenommen wird. Der
Begriff "gebührende Zurückhaltung" wurde freilich auch von den anderen Parteien
unterschiedlich ausgelegt. Vor allem Ueli Maurer zeigte sich ab und an eher als SVP-
Oppositionspolitiker denn als Angehöriger eines Kollegiums. Alle Bundesräte standen
zumindest bei Wahlanlässen ihrer Parteien auch als Motivatorinnen und Motivatoren im
Rampenlicht. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2015
MARC BÜHLMANN

Obwohl die grossangelegte Regierungsreform nach rund zehnjähriger Behandlungszeit
2013 endgültig gescheitert war und dabei auch Vorschläge zur Erhöhung der Anzahl
Bundesräte abgelehnt wurden, hielt die Staatspolitische Kommission des Nationalrates
(SPK-NR) an dieser Idee fest und lancierte eine auch von ihrer Schwesterkommission
(SPK-SR) unterstützte parlamentarische Initiative. Begründet wird die Idee
insbesondere mit der ungenügenden Vertretung der Sprachregionen im
Regierungsgremium – eine der 2012 abgelehnten Forderungen war eine
Standesinitiative des Kantons Tessin gewesen. Zudem sei die seit 1848 stark
gewachsene Regierungstätigkeit auf zusätzliche Schultern zu verteilen, was nicht nur zu
höherer Legitimation, sondern auch zu einer sinnvolleren Departementsbildung führen
könne. Wie gering die Unterstützung für diese Idee allerdings nach wie vor ist, zeigte die
von März bis Juli 2015 durchgeführte Vernehmlassung des Entwurfs der SPK-NR: 19
Kantonsregierungen lehnen die Reform ab, fünf begrüssen sie und zwei äussern sich
skeptisch. Von den Parteien sprechen sich CVP, FDP, GLP und SVP gegen die
Reformidee aus, während sie von SP, GP und BDP begrüsst wird. Während auf
Gegnerseite darauf hingewiesen wird, dass sprachliche Repräsentation eine Frage des
politischen Willens sei und eine Aufstockung hohe Kosten verursachen würde, wiesen
die Befürworter darauf hin, dass der hohe Arbeitsaufwand zu einer Delegation von
Verantwortung an die Verwaltung führe, was aus parlamentarischer Sicht keine gute
Entwicklung darstelle. Die Behandlung des Geschäftes wie auch eine Anfang Februar
2014 eingereichte Petition (14.2005), die ebenfalls eine Erhöhung der Anzahl
Bundesräte fordert, wird wohl 2016 in Angriff genommen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Die personelle Zusammensetzung des Regierungsgremiums war schon lange Zeit nicht
mehr so konstant gewesen wie beim Bundesrat der Ausgabe 2011 bis 2015. Tatsächlich
hatte die letzte Mutation Ende 2011 stattgefunden, als Micheline Calmy-Rey (sp) ihren
Sitz für Alain Berset (sp) geräumt hatte. Ähnlich lange Phasen unveränderter
Zusammensetzung gab es in der Geschichte der Landesregierung nur sehr selten. Im
Schnitt kam es in den letzten rund 50 Jahren alle eineinhalb Jahre zu personellen
Veränderungen. Einiges sprach dafür, dass die Regierung auch nach den
Gesamterneuerungswahlen von 2015 nicht verändert werden würde. Zwar wurde vor

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2015
MARC BÜHLMANN
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allem seitens der SVP immer wieder der Rücktritt von Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf (bdp) gefordert, weder die BDP-Bundesrätin noch ein anderes
Regierungsmitglied äusserte aber vor den Parlamentswahlen Rücktrittsgedanken. 
Erst zehn Tage nach den eidgenössischen Wahlen, die ein Erstarken von SVP und FDP
und deutliche Verluste für BDP, CVP und GLP brachten, reichte die Bündner
Magistratin ihre Demission ein. Das Wahlresultat sei zwar ein Faktor für ihren Rücktritt,
aber nicht der entscheidende. Sie sei auch nicht amtsmüde, wolle aber zugunsten ihrer
Familie kürzer treten, die wesentlich mehr unter den dauernden Attacken auf ihre
Person gelitten hätte als sie selber. Sie sei ob des Entscheides nicht erleichtert, aber
trotzdem davon überzeugt, mit ihrem Entschluss, welcher bei den
Gesamterneuerungswahlen gereift war, die richtige Entscheidung getroffen zu haben.
Auch für die Entwicklung der BDP, die in den Medien stets sehr stark mit ihrem Namen
in Verbindung gebracht werde, sei es besser, wenn sie zurücktrete. 
In den acht Jahren ihrer Amtszeit, die mit der Nicht-Bestätigung von Christoph Blocher
begonnen hatte, stand Eveline Widmer-Schlumpf zuerst drei Jahre dem EJPD und dann
dem EFD vor. Die Regierungszeit der BDP-Bundesrätin war geprägt durch stetige und
harte Attacken seitens der SVP, der sie ursprünglich als Regierungsrätin von
Graubünden vor der Abspaltung der BDP selber angehört hatte. In der Bevölkerung war
die Magistratin allerdings beliebt, wurde sie doch im Januar 2009 zur Schweizerin des
Jahres 2008 gekürt. Damit sei ihre Standhaftigkeit gegenüber der Hetzkampagne der
SVP belohnt worden. Die Volkspartei hatte sie aufgefordert, sofort zurückzutreten oder
die SVP Graubünden werde aus der Partei ausgeschlossen. Auch die deutliche
Bestätigung bei den Bundesratswahlen nach den Parlamentswahlen 2011 zeigte den
Rückhalt, den die Bündnerin auch in grossen Teilen des Parlaments hatte. In den
Medien wurde Widmer-Schlumpf als sehr dossiersicher, tüchtig und fachkompetent
beschrieben. Der Umstand, dass sie nie über eine Hausmacht im Parlament verfügt
habe und sich trotzdem acht Jahre habe halten können, zeige ihre Standhaftigkeit. Die
Rückzugsgefechte beim Bankgeheimnis und die Steuerkonflikte mit den USA bleiben mit
ihrem Namen behaftet. Die NZZ urteilte, dass Widmer-Schlumpf als Finanzministerin
mehr verändert habe, als viele ihrer Vorgänger zusammen. Laut der BZ werde sie als
Frau in die Geschichte eingehen, die das Bankgeheimnis beerdigte. Zudem weise ihre
Bilanz auch Makel auf. Vor allem die Reorganisation des Bundesamtes für Migration
während den ersten Jahren im Justizdepartement sei auf viel Misskredit gestossen. Im
TA wurde die Bundesrätin gelobt, weil sie ohne Ideologie getan habe, was nötig gewesen
sei. Der Abgang erfolge zudem mit Würde; sie leiste damit der Schweiz einen Dienst und
vermeide schmutzige Spielchen bei den anstehenden Bestätigungswahlen. Auch Le
Temps lobte Eveline Widmer-Schlumpf als Frau mit Nerven aus Stahl, die mit ihrer
Dossiersicherheit unaufgeregt getan habe, was getan werden musste. Weil ihre Basis
immer mehr schwächelte – hingewiesen wurde etwa auch auf die geplatzte
Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP – und die Bündnerin auf wechselnde
Koalitionen angewiesen gewesen sei, sei der Rücktritt aber letztlich gar nicht zu
verhindern gewesen. 
Bei der Verabschiedung der Magistratin im Rahmen der Bundesratswahlen Anfang
Dezember würdigte Nationalratspräsidentin Christa Markwalder (fdp, BE) den feinen
Humor von Eveline Widmer-Schlumpf und sprach ihr eine Schlüsselrolle bei der
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Dass die Finanzen im Lot geblieben
seien, sei auch ihr Verdienst. Der langanhaltende Applaus und die stehende Ovation
wurde auch von den SVP-Ratsmitgliedern gespendet. Für Unmut sorgte allerdings Neo-
Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH), der während der Würdigung an seinem Notebook
arbeitete. In ihrer Abschiedsrede hob die scheidende Magistratin den Mahnfinger und
wies darauf hin, dass der Weg der Schweiz darin bestehe, Minderheiten zu respektieren
und Kompromisse zu suchen. 6
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Regierungspolitik

Viermal trafen sich Regierungsmitglieder mit den Parteipräsidenten und
Fraktionsspitzen der Regierungsparteien (CVP, FDP, SP, SVP und BDP) zu den so
genannten traditionellen von-Wattenwyl-Gesprächen. Die regelmässig abgehaltenen
informellen Gespräche tragen den Namen des Hauses in der Berner Altstadt, in dem sie
stattfinden. Im Februar stand die Altersvorsorge 2020 zur Debatte; im Mai sprachen die
Beteiligten über die kurz- und mittelfristigen finanzpolitischen Herausforderungen und
die Unternehmenssteuerreform III; Ende August standen die EU-Dossiers, der
Finanzplatz und erneut die Reform der Altersvorsorge auf der Agenda und im November
waren die bevorstehenden finanzpolitischen Weichenstellungen das Hauptthema der
Gespräche, deren Resultate wie immer geheim blieben. 7

ANDERES
DATUM: 08.11.2013
MARC BÜHLMANN

Wie jedes Jahr trafen sich Mitglieder des Bundesrates mit den Spitzen der
Regierungsparteien zu den von-Wattenwyl-Gesprächen. Mitte Februar waren die
Altersvorsorge und die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative die Themen.
Über die internationalen finanzpolitischen Entwicklungen tauschten sich Bundesrat und
Regierungsparteien Mitte Mai aus. Sowohl am 29. August als auch am 7. November stand
erneut die Masseneinwanderungsinitiative auf der Traktandenliste. Zudem wurden die
Vorschläge für mehr Transparenz bei der Parteienfinanzierung und die Ebola-Epidemie
in Westafrika diskutiert. 8

ANDERES
DATUM: 07.11.2014
MARC BÜHLMANN

Nur aufgrund des Stichentscheides seines Präsidenten, Stéphane Rossini (sp, VS),
lehnte der Nationalrat mit 90 zu 90 Stimmen bei 7 Enthaltungen eine Motion der BDP-
Fraktion ab. Diese hätte den Bundesrat beauftragt, Massnahmen zu ergreifen, mit
denen Verordnungen vereinfacht und deren Anzahl reduziert worden wären. Die BDP
gab als Zielgrösse die Reduktion der Anzahl um ein Drittel und die Reduktion des
Umfangs um die Hälfte an. Die zahlreichen Verordnungen würden einen hohen
administrativen Aufwand bei Unternehmen verursachen und somit nicht nur der
Wirtschaft schaden, sondern auch den Staat aufblähen. Der Bundesrat betrachte zwar
die administrative Entlastung von Unternehmen als Daueraufgabe, ein undifferenzierter
Abbau von Umfang und Menge sei aber abzulehnen – so die Erläuterung in seiner
Stellungnahme. Die 90 Stimmen stammten von der BDP, der geschlossenen SVP und
einer grossen Mehrheit der CVP. Die Mehrheit der FDP stimmte hingegen für Ablehnen
der Motion. 9

MOTION
DATUM: 23.09.2015
MARC BÜHLMANN

Vier Mal trafen sich Parteipräsidenten und Fraktionsspitzen der Bundesratsparteien
(BDP, CVP, FDP, SP, SVP) mit einzelnen Mitgliedern des Bundesrates  zu den
traditionellen von-Wattenwyl-Gesprächen, in denen sich die Parteispitzen auch im
Wahljahr 2015 über anstehende wichtige Projekte austauschten. 
Mitte Februar standen die wichtigen Finanzvorlagen (Informationsaustausch (AIA),
Unternehmenssteuerreform III, Finanzdienstleistungs- und Finanzinstitutsgesetz,
Verrechnungssteuerreform) sowie die Vorschläge des Bundesrates zur Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative (MEI) zur Debatte. Diskutiert wurde zudem über die
Wirtschaftslage im Zusammenhang mit dem starken Franken. 
Die Frankenstärke war auch am 8. Mai Gegenstand der zweiten Gespräche. Auch der AIA
und die Umsetzungspläne zur MEI standen erneut zur Debatte. Mit Ausnahme der SVP
attestierten die Parteien dem Bundesrat, dass er den Zeitplan für die Umsetzung des
Verfassungsauftrags zur Steuerung der Zuwanderung im Rahmen der Teilrevision des
Ausländergesetzes gut einhalte. 
Der Dialog zu ebendieser Umsetzungsplanung stand auch im August, bei den dritten
von-Wattenwyl-Gesprächen, noch auf der Traktandenliste. Diskutiert wurden aber auch
die Legislaturplanung, die Finanzplanung und das Budget 2016. Trotz der wenig rosigen
wirtschaftlichen Lage waren sich die Parteien einig, dass ein Konjunkturprogramm nicht
angezeigt sei. 
Die aktuelle Lage im Asylbereich war Hauptdiskussionspunkt bei den letzten
Gesprächen im November. In den Fokus genommen wurde auch der geplante Bericht
über den Service Public im Medienbereich, zu dem sich die Parteien eine möglichst
umfassende Debatte wünschten. 10

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

In der Herbstsession wurde mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) ein neues Ratsmitglied
vereidigt. Der bereits 2014 schon einmal für Ursula Haller (bdp, BE) nachgerutschte
Berner mit Jahrgang 1955 trat den Sitz des zurückgetretenen Urs Gasche (bdp, BE) an.
Die BDP-Rochade war die fünfte Mutation in der 50. Legislatur. Gasche hatte Mitte Juni
seinen Rücktritt angekündigt. Er sei 31 Jahre lang in der Politik gewesen und nun wolle
er seiner Familie mehr Zeit widmen. Die gleiche Begründung hatte Gasche bereits 2009
bei seinem Rücktritt aus dem Berner Regierungsrat angegeben. Allerdings sprang er für
die von ihm mitgegründete junge BDP in die Bresche, liess sich für die
Nationalratswahlen 2011 aufstellen und gewann einen Sitz. Mit Gasche verliere die BDP
ein wichtiges Aushängeschild, urteilte der Tagesanzeiger. Mit dem nur wenig jüngeren
Siegenthaler, der 2015 nicht wiedergewählt worden war, könne auch nicht von einer
Verjüngung gesprochen werden, welche die Partei eigentlich nötig hätte. 11

WAHLEN
DATUM: 11.09.2017
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.09.2015
MARC BÜHLMANN

Ende November erschien das NZZ-Parlamentarierrating 2016 und bildete das erste
Jahr nach den Wahlen 2015 ab. Der Rechtsrutsch der Wahlen zeichnete sich im Rating
deutlich ab. Der Median der Positionen aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die aufgrund paarweiser Vergleiche des Abstimmungsverhaltens während  der vier
vergangenen Sessionen errechnet werden, rückte auf der Skala von -10 (absolut links)
bis + 10 (absolut rechts) von 0.8 (2015) auf 1.7. Gleich drei SVP-Fraktionsmitglieder
nahmen die rechte Extremposition (10) ein: Marcel Dettling (SZ), Erich Hess (BE) und,
wie bereits 2015, Pirmin Schwander (SZ). Lisa Mazzone (gp, GE) positionierte sich mit
einem Wert von -9.6 am linken Extrempol. 
Vom Rechtsrutsch habe – gemessen an der Anzahl gewonnener Abstimmungen im Rat –
vor allem die FDP, kaum aber die SVP profitiert, so die Studie. Bei den Parteien zeigten
sich insgesamt nur leichte Verschiebungen. So hatte sich die SVP noch einmal nach
rechts verschoben und nahm insgesamt den Wert 8.0 ein (2015: 7.7.). Jean-Pierre Grin
(VD) besetzte mit 6.3 die moderateste Position in der Volkspartei. Damit war er
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dennoch ziemlich weit vom am meisten rechts stehenden FDP-Fraktionsmitglied
entfernt: Bruno Pezzatti (ZG) erreichte einen Wert von 3.4. Den linken Rand der FDP,
die sich im Vergleich zu 2015 nicht verändert hatte und fraktionsübergreifend konstant
bei 2.2 blieb, nahm erneut Christa Markwalder mit 1.4 ein. Damit war die Bernerin leicht
linker positioniert als Daniel Fässler (AI), der mit 1.9 den rechten Rand der CVP besetzte.
Den Gegenpol bei den Christlichdemokraten nahm Barbara Schmid-Federer (ZH) mit
-0.9 ein. Auch die CVP blieb im Vergleich zu 2015 konstant bei 0.6. Innerhalb des
Spektrums der CVP-EVP-Fraktion fand sich die BDP (0.9: Hans Grunder, BE bis -0.5:
Rosmarie Quadranti, ZH), die leicht nach links gerutscht war (0.2). Deutlich am linken
Rand der CVP-Fraktion positionierte sich die EVP mit Maja Ingold (ZH, -2.8) und
Marianne Streiff-Feller (BE, -3.1). Einen Linksrutsch verzeichnete auch die GLP, die sich
bei -2.7 positionierte und sich wie schon 2015 sehr geschlossen zeigte. Nur gerade 0.5
Skalenpunkte trennten Kathrin Bertschy (BE, -2.8) von Martin Bäumle (ZH, -2.3). Etwas
geschlossener als 2015 zeigte sich auch die SP, die fraktionsübergreifend bei -8.3 zu
liegen kam. Chantal Galladé (ZH, -6.6) fuhr dabei den sozialliberalsten Kurs. Gleich drei
Fraktionsmitglieder positionierten sich beim linken Extremwert der SP, bei  -9.1: Bea
Heim (SO), Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) und Silvia Schenker (BS). Die Grünen
schliesslich positionierten sich insgesamt bei -9.0 und die Fraktionsmitglieder
überlappten sich stark mit der SP: Daniel Brélaz (VD, -7.9) zeigte sich dabei sogar noch
etwas rechter als die gesamte SP. 
Die Forschungsstelle Sotomo, welche das Rating durchführte, wertete auch 2016 den
Ständerat aus. Erneut zeigte sich eine geringere Polarisierung als in der grossen
Kammer. Zwar lagen auch in der kleinen Kammer die Extremwerte weit auseinander,
Lilian Maury Pasquier (sp, GE, -9.5) und Peter Föhn (svp, SZ, 9.8) fanden sich aber
ziemlich alleine auf weiter Flur. Alle anderen Ständeratsmitglieder befanden sich
zwischen -6.2 (Christian Levrat, sp, FR) und 7.3 (Hannes Germann, svp, SH). 13

Ranglisten haben etwas Eingängiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- und darstellen. So versuchen öfters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
präsentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jährlichen Links-Rechts-Rating auf.
Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehörigkeit, der
in den Räten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstösse, der
Ämter im Rat und in der Partei, der Medienpräsenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknüpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage für
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteipräsident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015–2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15» – so die
Sonntagszeitung – wurden angeführt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbühler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehöriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zürich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienpräsenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grössten Blender» ausmachen. Zwar häufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoît Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fühle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.  

Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ präsentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jährlich auf der Basis von in den Räten durchgeführten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgeführt wird – auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode für
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe –, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu geführt, dass es kaum noch Überlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
– sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) – sei wesentlich geschlossener als
früher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
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Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die
«rechten Ausläufer der SP» berührt hätten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grünen – die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Grünen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) –, aber die Durchmischung war wesentlich stärker als im Block der
Bürgerlichen. Die grösste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Bäumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf. 
Im Ständerat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Überlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Föhn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hösli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (TI, -0.2) und vor allem Raphaël Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis 0 (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Müller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehört. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stöckli
(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemässigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer. 14

Um im Nationalrat eine Fraktion bilden zu können, braucht eine Partei mindestens fünf
Mandate. Hat sie weniger Sitze, bleiben ihre Mitglieder entweder fraktionslos oder aber
müssen sich mit anderen Parteien zu einer Fraktion zusammenschliessen.
Fraktionslosigkeit hat in den letzten Jahren stark abgenommen, wie eine Studie der
Universität Bern zeigte. Dies hat auch damit zu tun, dass Fraktionszugehörigkeit eine
Reihe von Vorteilen mit sich bringt. So erhalten Fraktionen nicht nur finanzielle
Ressourcen, sondern auch der Zugang zu Kommissionen, und die Vertretung im
Ratsbüro, das unter anderem zuständig ist für die Sessionsprogramme, sind
Fraktionsmitgliedern vorbehalten. Darüber hinaus haben Fraktionslose beschränkte
Redezeiten und ihre mangelnde Verknüpfung schränkt ihren politischen Einfluss weiter
ein. Der Anreiz, einer Fraktion anzugehören, ist also auch für eine kleine Partei gross. 

Fraktionslosigkeit drohte nach den eidgenössischen Wahlen 2019 der BDP, die von
ihren sieben Sitze vier abgeben musste und deshalb keine eigene Fraktion mehr bilden
konnte. Unterschlupf fanden die drei verbliebenen BDP-Mitglieder bei der CVP.
Zusammen mit der EVP bildeten sie die neue «Mitte-Fraktion». Politisch passe die BDP
gut zur CVP, urteilte die NZZ basierend auf dem Parlamentarier-Rating 2019, bei dem
sich die beiden Parteien auf einer Links-Rechts-Skala überlappten. Die EVP, die
ebenfalls drei Sitze beisteuerte, sei wesentlich weiter links angesiedelt. Die Schweiz
brauche eine starke politische Mitte, gaben die Verantwortlichen bekannt. 
Nun werde Gerhard Pfister (cvp, ZG) noch mächtiger, titelte der «Blick». In der Tat
überholte die Mitte-Fraktion hinsichtlich der Anzahl Mitglieder die FDP-Liberale
Fraktion. Mit 44 Mitgliedern (31 im National- und 13 im Ständerat) hatte sie drei
Mitglieder mehr als die FDP (29 und 12) und war damit hinter der SVP- (55 und 7) und
der SP-Fraktion (39 und 9) drittstärkste Kraft im Parlament. In der Aargauer Zeitung
wurde auf die vor Jahren diskutierte Fusion zwischen BDP und CVP angespielt. Das sei
aber kein Thema, gaben die CVP-Spitzen bekannt; die Fraktion sei nur ein wichtiges
Arbeitsinstrument. Die Mitte-Fraktion werde wohl häufig die Rolle der Schiedsrichterin
spielen, vermutete die Zeitung Le Temps. 

Nicht nur die Mitte-Fraktion bestand aus mehreren Parteien, sondern auch die SVP-
Fraktion nahm Parteifremde in ihrem Schoss auf: Thomas Minder (parteilos, SH) und
Lorenzo Quadri (lega, TI) hatten schon in den vorhergehenden Legislaturen in der
Fraktion der Schweizerischen Volkspartei Unterschlupf gefunden. Neu hinzu stiess
Andreas Gafner (edu, BE), der für die EDU im Kanton Bern einen Sitz erobert hatte.
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Auch die Grüne Fraktion, die 35 Mitglieder (30 und 5) aufwies, umfasste zwei weitere
Parteien, nämlich die PdA – auch hier hatte Denis de la Reussille (pda, NE) schon in der
50. Legislatur bei den Grünen gesessen – und Ensemble à Gauche, für die Stéfanie
Prezioso Batou (egsols, GE) einen Sitz gewonnen hatte. Die kleinste Fraktion der 51.
Legislaturperiode war damit die Grünliberale Fraktion, die aus 16
Nationalratsmitgliedern bestand. 15

Organisation der Bundesrechtspflege

Für das Bundesverwaltungsgericht wurden aufgrund des Rücktritts von Bruno Huber
(cvp) und Jean-Daniel Dubey (parteilos) zwei neue Mitglieder gewählt. Yannick
Antoniazza-Hafner (bdp) erhielt 213 Stimmen und David Wenger (svp) erhielt 220
Stimmen. Die Gerichtskommission machte geltend, dass sowohl die BDP als auch die
SVP im Bundesverwaltungsgericht untervertreten sei. 16

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2014
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

In der Volksabstimmung vom 27. September waren Volk und Stände damit
einverstanden, auf die 2003 in die Verfassung aufgenommene allgemeine
Volksinitiative wieder zu verzichten. Eine Kampagne fand nicht statt; gegen die
Streichung ausgesprochen hatten sich nur die Lega und die PdA. Das Resultat fiel mit
einem Ja-Stimmenanteil von 67,9% (1 307 237 Ja gegen 618 664) und keinem einzigen
ablehnenden Kanton deutlich aus.

Abstimmung vom 27. September 2009

Beteiligung: 40,4%
Ja: 1 307 237 (67,9%) / 20 6/2 Stände
Nein: 618 664 (32,1%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: SVP, SP, FDP (1)*, CVP (2)*, GP (1)*, EVP, BDP, GLP, CSP, EDU (1)*, FPS, SD; SGV, SBV,
Travail.Suisse.
– Nein: Lega, PdA.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2009
HANS HIRTER

Nachdem ein entsprechendes Postulat Vogler (csp, OW) bekämpft und abgeschrieben
und eine Motion Buttet (cvp, VS) abgelehnt worden waren, versuchte es die BDP-
Fraktion noch mit einer parlamentarischen Initiative. Der Schutz der Volksrechte sei
mittels einer Anpassung der Unterschriftenzahlen für die Einreichung einer
Volksinitiative oder eines Referendums sicherzustellen. Die BDP begründete ihre
Forderung mit „Stimmen aus der Bevölkerung“, die eine vernünftige Reduktion der
Anzahl Abstimmungen forderten. Der „inflationäre Einsatz der Volksrechte“ müsse
geschwächt werden. Bei der Einführung der Volksinitiative 1891 hätten die damals
50'000 benötigten Unterschriften rund 8% der Stimmberechtigten entsprochen; heute
genüge bei einer erforderlichen Unterschriftenzahl von 100'000 die Signatur von
weniger als 2% der Stimmbevölkerung. Anstelle einer fixen Unterschriftenzahl müsse
neu eine prozentuale Hürde definiert werden, die zwischen 3 bis 5 Prozent zu liegen
kommen soll. Die Initianten verwiesen auf den Kanton Genf, wo ein solcher
Automatismus bei 4% eingeführt worden sei.
In ihrem Anfang 2017 veröffentlichten Bericht machte die SPK-NR darauf aufmerksam,
dass es heute gar schwieriger sei, Unterschriften zu sammeln als früher. Vor der
Einführung der brieflichen Abstimmung hätten Initianten vor Abstimmungslokalen
Unterschriften sammeln können. Zudem würden Unterschriftensammlungen Zeit und
Geld kosten. Mit der Einführung einer solchen Hürde, die faktisch einer Erhöhung der
Unterschriftenzahl gleichkäme, würde man kleine und wenig finanzkräftige
Initiativkomitees stark benachteiligen. Zudem sei die Nutzung der Volksinitiative einer
gewissen Fluktuation unterworfen; zur Zeit rede niemand mehr von einer Initiativenflut.
Mit 19 zu 3 Stimmen empfahl die Kommission, der Initiative keine Folge zu geben. 18
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die Finanzierung politischer Kampagnen bei Wahlen und Abstimmungen ist seit langem
Thema in der Schweiz. Spätestens seit 2011, als die GRECO die Schweiz aufgrund ihrer
Intransparenz bei der Politikfinanzierung kritisiert hatte, ist das Thema gar im
internationalen Fokus. Allein, die zahlreichen inner- und ausserparlamentarischen
Forderungen verliefen bisher weitestgehend im Sand. Die SP wollte nun mit einer
Volksinitiative einen weiteren Versuch unternehmen, die Parteien zur Offenlegung ihrer
Mittel zu verpflichten. 
Konkret verlangte die eidgenössische Volksinitiative «Für mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)», die Mitte April 2016 von einem Bündnis
aus SP, Grünen, EVP, der BDP und der Piratenpartei lanciert wurde, dass Parteien
Spenden ab CHF 10'000 offenlegen müssen, dass im nationalen Parlament vertretene
Parteien ihre Bilanz und ihre Erfolgsrechnung ausweisen müssen, dass Komitees bei
Abstimmungen Budget, Eigenmittel und Spenden kommunizieren müssen, wenn die
investierten Kampagnenmittel CHF 100'000 übersteigen, und dass auch einzelne
Kandidierende für die nationalen Räte die Finanzen für ihre Wahlkampagnen
transparent machen müssen. Anonyme Spenden dürfen nicht angenommen werden. 
Keinen Support erhielten die Initiantinnen und Initianten von Lukas Reimann (svp, SG),
der vor einigen Jahren erfolglos ein ähnliches Anliegen lanciert hatte. Allerdings ging es
dem SVP-Politiker damals um eine Offenlegung der Einkünfte von Politikerinnen und
Politikern. Dieses Anliegen ignoriere die Initiative, weshalb sie eine «Fehlkonstruktion»
sei und er sie nicht unterstützen könne. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.04.2016
MARC BÜHLMANN

Mitte Oktober reichte das Initiativbündnis aus SP, GP, EVP, BDP und Piraten die nötigen
Unterschriften für ihre eidgenössische Volksinitiative «Für mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)» ein. Die Bundeskanzlei bestätigte 109'826
gültige Signaturen. Bei der Unterschriftensammlung hatten auch die entsprechenden
Jungparteien sowie die Jugendsession, opendata.ch und Transparency International
Schweiz mitgeholfen. 
In der Presse wurde das Ereignis unterschiedlich kommentiert. Auf der einen Seite
wurde betont, dass Demokratie Transparenz benötige und das Öffentlichkeitsprinzip
nicht nur für die Verwaltung, sondern auch für politische Akteure gelten müsse.
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, Wählerinnen und Wähler müssten wissen, welche
finanziellen Interessen hinter einem Abstimmungskomitee, hinter einer Partei oder
hinter einer Kandidatur stünden, um zu entscheiden, ob sie dieses Interesse auch
unterstützen möchten. Transparenz führe so auch zu mehr Vertrauen in die Politik und
in die politischen Akteure. Auf der anderen Seite wurde angemerkt, dass eine
Offenlegung von Spenden die Meinungsvielfalt beeinträchtigen könnte, da Spenden für
heikle oder moralisch stark belastete Themen kaum mehr vergeben würden, wenn man
befürchten müsste, dadurch auf einer öffentlichen Schwarzen Liste zu landen. Zudem
dürften Meinungen kaum geändert werden, wenn man wisse, wer für ein Anliegen wie
viel Geld gespendet habe. In der Praxis sei das Anliegen zudem schwierig umzusetzen.
So müssten etwa Angaben zur Kampagnenfinanzierung, damit sie für die
Meinungsbildung relevant sein könnten, noch vor dem eigentlichen Urnengang, also
während der laufenden Kampagne veröffentlicht werden. Eine Stückelung der Spende
würde zudem ein Unterlaufen der Obergrenze auf einfache Weise ermöglichen.
Gemahnt wurde zudem vor einer möglichen Entwicklung hin zu einer staatlichen
Parteienfinanzierung. Die WoZ bemängelte, dass die bürgerlichen Parteien auch mit
mehr Transparenz über mehr Geld verfügen werden, und die Weltwoche warnte davor,
dass sich «Private mit Schnüffeleien des Staates in ihren Finanzangelegenheiten
konfrontiert» sehen würden, wenn die Initiative an der Urne Erfolg hätte. 
Auch die Grundsatzfrage, ob der Einsatz von Geld überhaupt hilft, Wahlen oder
Abstimmungen zu gewinnen, wurde in der Presse gestellt. Die meisten Expertinnen und
Experten zeigten sich einig, dass Geld lediglich bei knappen Wahl- und
Abstimmungsausgängen eine Wirkung haben könnte, dass der Einfluss von
Kampagnenmitteln auf die Meinungsbildung aber letztlich wohl gering sei, wobei das
Budget bei Wahlen wahrscheinlich eine etwas grössere Rolle spiele als bei
Abstimmungen und aufwändige Kampagnen dort durchaus eine mobilisierende Wirkung
entfalten könnten. 20
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Ende August 2018 legte der Bundesrat seine Botschaft zur eidgenössischen
Volksinitiative «Für mehr Transparenz in der Politikfinanzierung (Transparenz-
Initiative)» vor. Obwohl Umfragen verschiedentlich gezeigt hatten, dass das Anliegen
bei der Bevölkerung auf Sympathie stösst und die Juso mit zwei inhaltlich ähnlich
gerichteten kantonalen Initiativen in den Kantonen Schwyz und Freiburg Erfolg gehabt
hatte – was in der Presse als «Sensation» bezeichnet worden war, weil in beiden
Kantonen sowohl Regierung als auch Parlament das Begehren abgelehnt hatten –,
empfahl der Bundesrat die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Er
argumentierte dabei ähnlich wie bei seinen Antworten auf die Kritik der GRECO an der
Intransparenz der Politikfinanzierung in der Schweiz, dass nämlich Regeln zur
Offenlegung von Parteispenden nicht mit dem politischen System der Schweiz
vereinbar seien. Sie seien zudem auch deshalb nicht nötig, weil erstens die
verschiedenen Institutionen der Machtteilung – Föderalismus, direkte Demokratie,
Kollegialregierung, Milizsystem – verhinderten, dass Parteien einen zu grossen Einfluss
ausüben könnten und zweitens Zweifel bestünden, dass Geld bei Abstimmungs- und
Wahlkampagnen überhaupt eine entscheidende Rolle spiele. Der Bundesrat warnte
zudem davor, dass die Regelungen hohe Kosten verursachen würden, da die
Überprüfung und die Durchsetzung der Regeln wirksame Kontrollen benötigten. Die von
der Initiative vorgesehenen Regelungen könnten zudem sehr einfach unterlaufen
werden. In den Medien wurde auch die Rolle von Justizministerin Simonetta
Sommaruga diskutiert, die die bundesrätliche Haltung in der Öffentlichkeit vertreten
musste. Es stehe ihr ein unangenehmer Abstimmungskampf bevor, da die Partei der
Magistratin für die Initiative kämpfe. 21
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Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu überführen,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz über die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit für eine politische Debatte auf eidgenössischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter. 
Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswürdig angeboten werden könne, so
die Einleitung des erläuternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen können solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone müssen laufend Risikoeinschätzungen
durchführen. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einführen
will – die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzuführen oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einführten, könnten Anmeldungen von
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen – idealerweise
ebenfalls elektronisch. 

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor – in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenügend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse während des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsmängel aufwies. 
Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsätzlich für digitales Abstimmen und Wählen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstützung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Städteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbände, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie bemängelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
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gewählt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzuführen. Angeregt wurde zudem,
dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen müsse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.
Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundsätzlich
gegen eine Einführung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «für ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen könnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefährdet werde. Darüber hinaus kritisierten
sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zuständigkeiten», von Dritten angeboten
werden dürfen. Falls dies so bleibe, müsse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geändert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern – etwa im Hinblick auf mögliche
Erleichterungen für Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgeführt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Überführung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklärte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
für eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber überwiegend begrüsst. 22
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